
08. August 2016  |  1

Reale Machtoption oder  
linkes Hirngespinst? 
Ein Report zu Rot-Rot-Grün
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PRÄMISSE: ES IST FAHRLÄSSIG, R2G AUSZUSCHLIESSEN

Ist das Farbenspiel rechnerisch möglich? Rein rechnerisch ist r2g derzeit knapp möglich.  

Das linke Lager (SPD/Linke/Grüne) hätte eine knappe Mehrheit gegenüber dem bürgerlichen 

Lager (CDU/CSU/FDP) nach aktuellen Umfragen für eine Regierungsbildung zur Bundestags-

wahl 2017. Die AfD blockiert durch einen Umfragewert von derzeit 9-11 Prozent Mehrheits

bildungen innerhalb der klassischen politischen Lager. 

INKARNATION IM SPIEGEL: GABRIEL ERÖFFNET R2G AUF BUNDESEBENE 

Ende Juni äußerte sich der Parteivorsitzende Sigmar Gabriel in einem SPIEGEL Interview zu 

einem Links-Bündnis:

Die Öffentlichkeit entnahm dieser Aussage, dass die SPD offen sei für r2g. Zu Recht. Die SPD 

braucht das Thema: es geht um strategische Machtoptionen nach der Bundestagswahl. 

Oberstes Ziel der SPD ist es, eine Fortsetzung der Großen Koalition unter Bundeskanzlerin 

Angela Merkel zu verhindern. Das motiviert zwar viele. Trotzdem ist r2g für die SPD auch eine 

umstrittene Mobilisierungsstrategie, um sich aus dem 20 Prozent-Umfragetief zu befreien. 

Inzwischen ist ein Machtkampf innerhalb der SPD darüber entstanden, ob sich eine Regie-

rungsoption r2g entwickeln kann. Mit noch ungewissem Ausgang.

Gegen die Wiederauferstehung des linken Lagerdenkens á la Jürgen Trittin wehrt sich die 

Grünen-Fraktionschefin Katrin Göring-Eckardt. Aber auch innerhalb der SPD und der Linken 

gibt es Widerspruch: Jetzt sei noch nicht die Zeit, über Koalitionsoptionen zu reden. Sigmar 

Gabriel machte daraufhin einen Rückzieher: Er sei falsch verstanden worden, so sei das alles 

nicht gemeint. Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender und Kandidat des linken Flügels für die 

grüne Spitzenkandidatur, bedauert öffentlich, dass die Botschaften von Sigmar Gabriel keine 

48 Stunden halten würden. Ramelow und Bartsch wollen dagegen Gabriels Vorschlag prüfen. 

Gleichzeitig knüpft die Parteivorsitzende der Linken Sahra Wagenknecht aber schon jetzt 

öffentlich Bedingungen an r2g.

Sigmar Gabriel
Foto: Dominik Butzmann / SPD

   Mehr Infos

„In Europa müssen progressive Parteien und Bewegungen 
füreinander bündnisbereit und miteinander regierungsfähig 
sein. Das gilt auch für Deutschland.“

http://www.ifd-allensbach.de/studien-und-berichte/sonntagsfrage/gesamt.html
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Katharina Barley (SPD),  
Generalsekretärin

„Natürlich ist rot-rot-grün eine Option“; „Es gibt klare Schnittmengen 
zwischen Sozialdemokraten, Linken und Grünen“

Simone Peter (Bündnis 
90/Die Grünen), 
Parteivorsitzende

Peter präferiert, die Chancen einer rot-rot-grünen Zusammenarbeit 
auszuloten. Am Ende hängt es aber davon ab, „wie viel Grün wir in  
eine Koalition reinbringen können.“

Anton Hofreiter  
(Bündnis 90/Die 
Grünen), Fraktions­
vorsitzender 

„Ich will, dass die Möglichkeit zu r2g  
am Wahlabend besteht.“

Bodo Ramelow  
(Die LINKE), Minister­
präsident Thüringen

„Wir sollten noch vor der Bundestagswahl klären, 
ob es zwischen SPD, Grünen und Linkspartei 
nicht mehr Gemeinsamkeiten als Trennendes gibt.“

REAKTIONEN AUF GABRIELS VORSTOSS – ZUSTIMMUNG

Frank Schwabe (SPD), 
MdB, Sprecher der 
„Denkfabrik“

„Die Option liegt auf dem Tisch –  
und sie wird auch nicht mehr verschwinden“



Ein Report zu Rot-Rot-Grün

08. August 2016  |  4

Stefan Liebich (Die 
LINKE), MdB, außen­
politischer Sprecher

„Ich bin erfreut über das Angebot von Sigmar Gabriel. Ich rate meiner 
Partei und meiner Fraktion das positiv zu sehen.“

Dietmar Bartsch  
(Die LINKE), Fraktions­
vorsitzender

„Sigmar Gabriel hat recht: der Kampf gegen die Rechtsentwicklung in 
Deutschland und Europa fordert alle Mitte-links-Parteien neu heraus.“

Bernd Riexinger  
(Die LINKE), Partei­
vorsitzender

„Wir sollten 2017 vor den Bundestagswahlen mit der SPD einen  
Lagerwahlkampf gegen die Bürgerlich-Konservativen führen.“
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REAKTIONEN AUF GABRIELS VORSTOSS – ABLEHNUNG

Hannelore Kraft (SPD), 
Ministerpräsidentin von 
Nordrhein-Westfalen

„Wir haben in Nordrhein-Westfalen 2010 unsere eigenen Erfahrungen 
mit der Linkspartei gemacht. Dort hat sie sich in Sondierungsgesprä-
chen weder als regierungswillig noch als regierungsfähig erwiesen.“

Thomas Oppermann, 
MdB, Fraktionsvor­
sitzender der SPD-
Bundestagsfraktion

„Ob es für Rot-Rot-Grün genügend inhaltliche Gemeinsamkeiten und 
genügend Vertrauen in die Verantwortungsbereitschaft der potenziel-
len Regierungspartner gibt, um eine Koalition zu bilden, halte ich für 
eine offene Frage.“

Tobias Pflüger (Die  
LINKE), stellvertreten­
der Parteivorsitzender

„Im Moment ist das von Gabriel nur dahingeredet. Wir brauchen inhalt-
liche Substanz - und die sehe ich nicht.“

Ulla Jelpke (Die LINKE), 
MdB, innenpolitische 
Sprecherin

„Die SPD will Linken und Grünen Stimmen abziehen.  
Das sind klare taktische Spielchen“

Jürgen Trittin (Bündnis 
90/Die Grünen), MdB, 
Bundesumweltminister 
a.D., Fraktions­
vorsitzender a.D.

„Man kann nicht sonntags von Rot-Grün-Rot schwärmen 
und alltags den historischen Irrtum der Sozialfaschismus- 
these als saarländische Farce wiederaufführen“

Cem Özdemir (Bündnis 
90/Die Grünen), 
Parteivorsitzender

„Wir sehen uns nicht als Bestandteil von Lagern oder 
 Koalitionsmodellen“; „Mir geht es um starke Grüne.“
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Michael Kellner (Bünd­
nis 90/Die Grünen), 
Bundesgeschäftsführer 

„Lafontaine und Wagenknecht sind die größten Hindernisse für Rot-
Rot-Grün“

Katrin Göring-Eckardt 
(Bündnis 90/Die Grünen), 
Fraktionsvorsitzende

Katrin Göring-Eckhardt wüsste lieber, 
„um welche Politik es geht, anstatt um welche Bündnisse“.

Christian Lindner 
(FDP), Partei 
vorsitzender

„Wir wollen rot-rot-grün (in NRW) 
ablösen und nicht verlängern.“

Volker Bouffier (CDU), 
hessischer Minister­
präsident

„Ich glaube, das ist der verzweifelte Versuch, irgendwie auf die Beine 
zu kommen.“

Peter Tauber (CDU), 
Generalsekretär

„Das ist so dummdreist, was der SPD-Vorsitzende 
da getan hat und bar jeder historischen Realität, dass ich 
keine Lust habe, mich mehr damit zu beschäftigen.“
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INHALTLICHE VORBEHALTE FALLEN, WENN DIE MACHTOPTION KOMMT

Sigmar Gabriels oberstes Ziel ist es, eine von der SPD geführte Bundesregierung zu erreichen. 

Er selbst hat Ambitionen, Bundeskanzler zu werden und die Partei will Merkel ablösen. Gabriel 

zeigt gegenüber der Linken inhaltliches Entgegenkommen, in dem er sich für eine Vermögens

steuer (Kernforderung der Linken) öffnet. Der Vorstoß von Gabriel wurde in den eigenen 

Reihen von den Jusos und der SPD-Linken öffentlich begrüßt.

Aber er braucht auch die Zustimmung des Seeheimer Kreises, also der konservativen Stimmen 

der SPD. Mit dieser Zustimmung ist zwar kurzfristig nicht zu rechnen, doch im Gespräch mit 

Entscheidern innerhalb der SPD wird deutlich, dass die Machtoption inhaltliche Differenzen 

überbrückt. Und weil die SPD auch im Wahlkampf gegen die Linke antritt, kann sie sich die 

Option r2g eröffnen, ohne sich zu verpflichten und den Ball vorerst genüsslich ins andere Feld 

spielen. So unterstrich Katharina Barley, SPD-Generalsekretärin am 11. Juli im ARD-Morgen-

interview, dass es vom Kurs der Linken abhänge, ob diese regierungsfähig seien. Betont wird 

aber immer wieder, dass innerhalb der Linksfraktion auch Abgeordnete wie Dietmar Bartsch 

sind, „die vernünftigen Argumenten zugänglich“ seien, einen eher realistischen Kurs einschla-

gen würden und mit denen „man sehr gut zusammenarbeiten“ könne. Der radikale Ansatz 

einer Sahra Wagenknecht sei allerdings schwierig in der Zusammenarbeit. 

Der pragmatische Flügel der Linken will auf Bundesebene mitregieren. Doch die Regierungs-

beteiligung ist ein Reizthema. Zwei Probleme sind zu erkennen:

Erstens: Kann die Linke als „ewige Opposition“ Kompromisse im Bund eingehen? Bisher um-

geht das Spitzenpersonal das Thema und verweist darauf, dass es im Bund für eine Koalition 

mit SPD und Grünen keine Mehrheit gebe.

Zweitens: Der Flügel um Sahra Wagenknecht erklärt die SPD regelmäßig zum Hauptfeind. Eine 

vertrauensvolle Zusammenarbeit und eine verlässliche Koalition erscheinen vielen deshalb 

kaum möglich. Doch Wagenknecht kann das Ruder persönlich drehen. Es ist nur Säbelrasseln, 

wenn führende linke Köpfe der Partei, wie Ulla Jelpke und Tobias Pflüger die Ernsthaftigkeit von 

Gabriels Aussagen von Anfang Juni bezweifeln.

Die LINKE kann, wenn Wagenknecht auch will. Das wird sie letztlich an Themen festmachen 

und da gibt es Schnittmengen.



Ein Report zu Rot-Rot-Grün

08. August 2016  |  8

Eine Koalitionsaussage vor der Bundestagswahl ist von den Grünen nicht zu erwarten. Die 

Grünen haben den Machtanspruch formuliert, im Bund mitzuregieren. Für sie ist r2g ebenso 

eine Option wie schwarz-grün oder noch Bunteres mit der FDP. Fraglich ist, mit welcher  

Strategie sie in den Bundestagswahlkampf einziehen wollen. Auf offener Bühne wird um 

die Meinungsführerschaft, Positionen und Posten gekämpft. Zuletzt hat sich die Realpoliti-

kerin Kerstin Andreae gegen Trittin gestellt. Im Zentrum steht die Vermögensteuer. Winfried 

Kretschmann konnte nach einem konservativ-bürgerlichen Wahlkampf eine grün-schwarze 

Regierungskoalition bilden. Ein Punktsieg für die Realo-Faktion der Partei. 

R2G: ES GIBT SCHON HEUTE THEMENSCHNITTMENGEN

Eine lesenswerte Analyse thematischer Schnittmengen liefern Florian Gathmann, Kevin Hagen 

und Annett Meiritz auf SPIEGEL online.

DER R2G-CHECK: PASSEN SPG, LINKE UND GRÜNE ZUSAMMEN?

   Mehr Infos

   Mehr Infos

https://twitter.com/Halina_Waw/status/753634960662233088
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/rot-rot-gruen-auf-bundesebene-codename-r2g-a-1102664.html
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Ein linkes Regierungsbündnis würde inhaltlich in der Steuer- und der Sozialpolitik Verteilungs-

akzente setzen. In den Zielen, die Spaltung der Gesellschaft in arm und reich zu verringern  

und höhere Einkommen stärker durch Steuern zu belasten, sind sich die Linken in den drei  

Parteien einig. In der Außen-, Sicherheits- und Europapolitik gibt es aber auch erhebliche Hür-

den zwischen der SPD, der Linkspartei und Bündnis 90/Die Grünen: Die Linke lehnt Bundes-

wehreinsätze im Ausland grundsätzlich ab und wirft der Großen Koalition eine „Militarisierung“ 

der Außenpolitik vor. Selbst die mehrheitlich als pazifistisch geltenden Grünen halten diese 

Einstellung der Linken für ein „außenpolitisches Abenteuer.“ In der Sozialpolitik fordern die 

Linken eine Revision der Agenda 2020, was mit der SPD nicht umzusetzen ist.

FÜHRENDE KÖPFE UND STRUKTUR VON R2G

Seit 2009 treffen sich Bundes- und Landespolitiker von SPD, Linken und Grünen regelmäßig  

im Restaurant „Der Thüringer“ in Berlin-Mitte, um sich über Inhalte und Strategien für eine rot-

rot-grüne Koalition auf Bundesebene auszutauschen. Zu den regelmäßigen Teilnehmern der  

so genannten „Denkfabrik“ gehören unter anderem:

Der umweltpolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion 

Matthias Miersch und der Sprecher für Menschenrechte und 

humanitäre Hilfe Frank Schwabe, der zugleich Sprecher der 

„Denkfabrik“ ist. 

Von der LINKEN nehmen teil der stellvertretende 

Fraktionsvorsitzende Jan Korte und Stefan Liebich,  

außenpolitischer Sprecher im Deutschen Bundestag. 

Sven Christian Kindler, Sprecher der Grünen Landes- 

gruppe Niedersachsen und der finanzpolitische  

Sprecher der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die  

Grünen, Dr. Gerhard Schick. 

Neben diesem Netzwerktreffen finden immer wieder informelle Hintergrundgespräche statt. 

Daran sollen unter anderem Jürgen Trittin und Anton Hofreiter, der Fraktionsvorsitzende von 

Bündnis 90/Die Grünen im Deutschen Bundestag, der Thüringer Ministerpräsident Bodo 

Ramelow, der ehemalige Fraktionsvorsitzende Gregor Gysi und der Fraktionsvorsitzende 

Dietmar Bartsch beteiligt gewesen sein. 

Auch soll es ein „privates“ Treffen zwischen Oskar Lafontaine und Sigmar Gabriel im Saarland 

gegeben haben. Sigmar Gabriel soll sich ebenso häufiger mit dem Fraktionsvorsitzenden der 

Linken, Dietmar Bartsch austauschen. Bartsch, Ramelow, Liebich: alle drei Politiker der Linken, 

gehören dem ostdeutschen Pragmatiker-Flügel der Partei an. Bartsch hat sich schon häufig für 

ein Mitte-Links-Bündnis im Bund ausgesprochen und hält guten Kontakt zur SPD. Ramelow 

führt bereits eine Regierung mit SPD und Grünen auf Landesebene in Thüringen. Und Liebich 

trägt seit Jahren entscheidend mit dazu bei, dass der rot-rot-grüne Gesprächsfaden in Berlin 

nicht abreißt.

Matthias Miersch

Jan Korte

Dr. Gerhard Schick

Frank Schwabe

Stefan Liebich

Sven-Christian  
Kindler
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FÜNF LANDTAGSWAHLEN: R2G IST NUR IN BERLIN REALISTISCHE KOALITIONSOPTION 

In den „Super-Wahljahren“ 2016/2017 werden die Landtagswahlen in Berlin, Mecklenburg-

Vorpommern, im Saarland, in Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein richtungsweisend 

für die Bundestagswahl im Herbst 2017 sein. Die Parteien werden mit Blick auf die Bundestags-

wahl an ihren Erfolgen bei den Landtagswahlen gemessen. Die Landtagswahlen gelten dabei 

als Generalprobe für neue Bündnisse. Denn aus den Ländern kamen zuletzt Impulse, beispiels-

weise durch grün-schwarz in Baden-Württemberg oder auch rot-rot-grün in Thüringen, die 

keine Regierungskoalition, kein Farbenspiel mehr ausschließen. Da es derzeit so aussieht als 

stünden in vier von fünf Ländern Regierungswechsel an, geben die weiteren Entwicklungen 

auf Landesebene umso mehr Hinweise zu Koalitionsoption auf Bundesebene. 

In Mecklenburg-Vorpommern und Berlin wird es voraussichtlich Regierungswechsel nach  

den Landtagswahlen in diesem Jahr geben. Wahrscheinlich regiert die Große Koalition in 

Mecklenburg-Vorpommern auch nach der Wahl. Dann angeführt von der CDU und nicht mehr 

von SPD-Ministerpräsident Erwin Sellering. Nach Umfragen ist die CDU mit 25 Prozent stärkste 

Kraft. Die SPD liegt bei 22 Prozent, die AfD ist mit 19 Prozent drittstärkste Kraft. Die Linke liegt 

derzeit bei 17 Prozent, die Grünen bei sieben Prozent, die gegenwärtig im Landtag vertretene 

NPD scheitert mit vier Prozent an der Fünf-Prozent-Hürde.

In Berlin ist momentan nur eine Drei-Parteien-Regierung möglich. Es reicht weder für eine Fort-

setzung der Großen Koalition unter dem amtierenden SPD-Bürgermeister Michael Müller noch 

für grün-schwarz oder schwarz-grün. Die SPD kommt zurzeit auf 21 Prozent, die mitregierende 

CDU und die Grünen jeweils auf 19 Prozent. Die Linken kommen auf 18 Prozent und die AfD 

auf 14 Prozent. Die FDP wäre mit 4 Prozent nicht im Abgeordnetenhaus vertreten, die Piraten  

erreichen nur noch ein Prozent. Eine rot-rot-grüne Regierungskoalition erscheint als das wahr-

scheinlichste Szenario.

Nach wie vor stärkste politische Kraft im Saarland ist die CDU unter Ministerpräsidentin 

Annegret Kramp-Karrenbauer. Sie könnte entweder weiter mit der SPD oder aber mit der  

SPD und den Grünen in einer Jamaika-Koalition regieren. Zahlenmäßig wäre rot-rot-grün  

also denkbar, erscheint aber derzeit wenig wahrscheinlich.

In NRW reicht es nicht für eine Fortsetzung von rot-grün. Denkbar ist derzeit eine Große Koa-

lition, schwarz-(gelb)-grün, oder rot-gelb-grün. Nach der Absage Hannelore Krafts an r2g engt 

sich der Spielraum möglicher Regierungskoalitionen für die SPD aber weiter ein: „Wir haben 

in Nordrhein-Westfalen 2010 unsere eigenen Erfahrungen mit der Linkspartei gemacht. Dort 

hat sie sich in Sondierungsgesprächen weder als regierungswillig noch als regierungsfähig 

erwiesen.“ FDP-Chef Christian Lindner hat seinerseits eine Ampel, wie in Rheinland-Pfalz, als 

Regierungskoalition unter Teilnahme der FDP ausgeschlossen. Da SPD und CDU Kopf an Kopf 

liegen, bliebe neben der Bildung einer Großen Koalition nur noch ein Jamaika-Bündnis aus 

CDU, FDP und Grünen.

   Mehr Infos

   Mehr Infos

   Mehr Infos

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/afd-in-mecklenburg-vorpommern-laut-umfrage-bei-19-prozent-a-1100880.html
http://www.tagesspiegel.de/berlin/berlin-wahl-im-september-wer-holt-sich-das-rote-rathaus/13759234.html
http://www.derwesten.de/politik/hannelore-kraft-erteilt-rot-rot-gruener-koalition-eine-absage-id11941930.html#plx1183301166
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In Schleswig-Holstein ist derzeit noch alles offen, da SPD und CDU derzeit gleichauf bei 28 

Prozent liegen. Die FDP und die AfD liegen jeweils bei 9 Prozent. Dadurch, dass die Grünen  

bei 16 Prozent liegen, könnten die Grünen sowohl mit der CDU als auch weiter mit der SPD 

regieren. Denkbar wäre ebenso eine Große Koalition oder eine Jamaika-Koalition. 

DIE WAHL ZUM BUNDESPRÄSIDENTEN HAT FÜR R2G SIGNALCHARAKTER

Die Suche eines Nachfolgers von Bundespräsident Joachim Gauck steht im Zeichen einer  

möglichen Mehrheitsbildung für die Bundestagswahl 2017. Sowohl die Große Koalition  

als auch schwarz-grün hätten die absolute Mehrheit in der Bundesversammlung für den  

Vorschlag eines Kandidaten. 

Volker Bouffier, amtierender hessischer Ministerpräsident, wird momentan als wahrschein

lichster Kandidat für die Gauck-Nachfolge gehandelt. Da Bouffier einer schwarz-grünen  

Koalition in Hessen vorsteht, wäre er für die Grünen wählbar. Die CDU könnte sich so mit  

den Grünen, der FDP und Mitgliedern der Bundesversammlung ohne Parteienbindung auf 

einen gemeinsamen Kandidaten verständigen. Sollte Bouffier sich zur Bundespräsidentenwahl 

im Februar 2017 durchsetzen, stünden alle Zeichen auf schwarz-grün oder Jamaika bei der 

Bundestagswahl im kommenden Jahr.

Die SPD soll nach einem Bericht des Tagesspiegel den deutsch-iranischen Schriftsteller  

Navid Kermani als rot-rot-grünen Kandidaten favorisieren. Die LINKE hatte angeboten einen 

gemeinsamen Kandidaten des linken Lagers aufzustellen, um die Chancen eines rot-rot- 

grünen Bündnisses bei der Bundestagswahl auszuloten. Voraussetzung aus Sicht der Linken, 

sei ein Bekenntnis zu einem gemeinsamen Kandidaten mit „sozialem Anspruch“. Parteichefin 

Katja Kipping unterstrich: „Wir würden uns über baldige Sondierungsgespräche freuen.“ 

Die Grünen sind das Zünglein an der Waage. Sie werden sich so lange wie möglich offen 

halten mit welchem Lager sie einen gemeinsamen Kandidaten aufstellen. Aus der Partei ist  

viel Unmut zu vernehmen, sich in ein rot-rot-grünes Lager einbinden zu lassen. Die SPD  

wird die Frage beantworten müssen, wie sie Deutschland mit rot-rot-grün regieren will,  

wenn die Parteien nicht in der Lage sind, sich auf einen gemeinsamen Bundespräsidenten  

zu verständigen. 

Volker Bouffier

Navid Kermani

   Mehr Infos

http://www.tagesspiegel.de/politik/bundespraesident-navid-kermani-waere-fuer-rot-rot-gruen-erste-wahl/13835246.html


Ein Report zu Rot-Rot-Grün

08. August 2016  |  12

MACHTPOLITISCHE PERSPEKTIVEN VON R2G UND DEREN AUSWIRKUNGEN

In Thüringen regiert rot-rot-grün unter einem linken Ministerpräsidenten Bodo Ramelow 

geräuschlos und unspektakulär, das Schreckgespenst rot-rot-grün taugt nicht mehr. Dennoch 

konnte die SPD bisher keine Machtalternative zur Großen Koalition oder zum bürgerlichen 

Lager aufbauen. Eine rot-rot-grüne Koalition wäre zwar eine solche machtpolitische Alterna-

tive, es muss allerdings bezweifelt werden, dass, angesichts der globalen und europäischen 

Krisen, dass Angebot einer rot-rot-grünen Koalition tatsächlich die erforderliche Zustimmung 

in der Bevölkerung findet. Die Stimmung in Deutschland entwickelt sich politisch derzeit eher 

in eine rechts-konservative Richtung. 

WELCHE BEDEUTUNG HAT R2G FÜR SCHWARZ-GRÜN ODER FÜR JAMAIKA?

Die Union würde von einem Lagerwahlkampf profitieren. Die eigene Geschlossenheit ließe 

sich gegen r2g am ehesten wieder herstellen, denn Nichts eint so sehr wie ein gemeinsamer 

Gegner. Die Themen „Aufnahme von Flüchtlingen“ und „Sicherung der deutschen und euro-

päischen Grenzen“, wären stark zu emotionalisierende Wahlkampfthemen, die das bürgerliche 

Lager zur Wählermobilisierung für sich nutzen könnte. Auch wenn es eine gewisse Merkel-

Müdigkeit gibt, wird der Union derzeit am ehesten die Führung einer Bundesregierung zuge-

traut. Rot-rot-grün scheint derzeit die Kompetenz zur Bewältigung von Krisen nicht zugetraut 

zu werden. Ungeliebt und unbeliebt ist die Große Koalition. Der CDU müsste es gelingen, eine 

Alternative zur Großen Koalition aufzuzeigen. Sie hat hier gleich zwei Optionen, entweder mit 

der FDP oder mit den Grünen. Sollte es zu einer stabilen Regierungsbildung nicht reichen, 

dann könnte Jamaika eine Option sein. Allerdings muss auch die Union mit Abweichlern in 

den eigenen Reihen rechnen.
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ZUSAMMENFASSUNG: FÜR UND WIDER R2G

WAS FÜR R2G SPRICHT:

�� Offiziell müssen die Grünen nach wie vor offen sein für ein rot-rot-grünes Bündnis,  

um auch Wechselwähler anzusprechen.

�� Weil die SPD den Willen zur Macht hat, ist sie geneigt inhaltlich auch auf die Linke  

zuzugehen.

�� Sollte es zu einem rot-rot-grünen Bundespräsidenten kommen, könnte Vertrauen  

aufgebaut werden, und damit eine Voraussetzung für r2g auf Bundesebene

WAS GEGEN R2G SPRICHT:

�� Andere Regierungsbündnisse, wie schwarz-grün, sind auf Landesebene schon länger 

erprobt als r2g.

�� Weder bei den kommenden Landtagswahlen (Ausnahme Berlin) noch bei der Wahl  

des Bundespräsidenten scheint r2g derzeit ein wahrscheinliches Szenario zu sein.

�� Es gibt große inhaltliche Differenzen zwischen den drei Parteien bei wichtigen  

Themen, wie der inneren Sicherheit sowie der Außen- und Europapolitik 

�� Gabriel müsste die konservativen Kräfte innerhalb der SPD überzeugen.

�� Die Grünen sind sich ihrer Rolle als Königsmacher bewusst: Sie wollen in Regierungs

verantwortung im Bund. Auch wenn sie sich alle Koalitionsoptionen offen halten,  

favorisieren sie eine Koalition mit der CDU.

�� Öffentlich hat sich außer Anton Hofreiter bisher noch kein prominenter Grüner  

dezidiert für r2g ausgesprochen.

�� Die gemäßigten Kräfte der Linken um Dietmar Bartsch werden bis 2017 nicht soweit 

gestärkt werden können, dass sie der reaktionären Faktion um Wagenknecht Paroli  

bieten könnten.
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WAS BEDEUTEN DIE KOMMENDEN WAHLKÄMPFE UND R2G  

FÜR WIRTSCHAFTSVERTRETER?

Wahlkampfzeiten sind für Unternehmen Risikozeiten: Der Fokus der Bundespolitik verlagert sich 

in die Wahlkreise bzw. auf Landesebene. Unseren Report schließen 5 Thesen und daraus folgende 

Handlungsempfehlungen ab, wie Wirtschaftsvertreter auf die kommenden Landtagswahlkämpfe, 

den Bundestagswahlkampf und das eventuelle Erstarken des linken Lagers reagieren sollten:

1. These:	 In einem 6-Parteien-System wird der Wahlkampf bei den Landtagswahlen und bei 

der Bundestagswahl wichtiger und inhaltlicher. 

ÂÂ Je mehr sich der Wahlkampf zuspitzt, desto mehr ist davon abzuraten, als 

Unternehmen inhaltlich Position zu beziehen aufgrund der unübersichtlichen 

politischen Gemengelage. Risikothemen der Unternehmen können noch  

stärker als sonst zu Wahlkampfthemen werden.

2. These: Alle Parteien können theoretisch mit allen koalieren. Die „kleineren“ Parteien wie 

Grüne, FDP und Linkspartei sind ausschlaggebend bei der Bildung von Koalitionen. 

ÂÂ Als Unternehmensvertreter mit allen Parteien im Gespräch sein, da unklar ist,  

wer mit wem koalieren wird. Es reicht nicht mehr aus, den Schwerpunkt auf die 

CDU und SPD zu legen.

ÂÂ Ein etabliertes Netzwerk in die „kleineren“ Parteien ist relevant. Es gilt dieses  

aufzubauen bzw. zu pflegen.

3. These:	 Die Grünen sind die Königsmacher in den Landtagswahlkämpfen, bei der Wahl 

des Bundespräsidenten und bei der Bundestagswahl.

ÂÂ Es gilt die Beziehungen zu den Grünen zu pflegen und zu stärken. 

4. These:	 Die Landtagswahlen werden ausschlaggebend sein für die künftige Koalitions

bildung im Bund. Impulse zu Regierungsbildungen abseits gelernter Regierungskoalitionen 

werden aus den Ländern kommen.

ÂÂ Auch ohne Unternehmensstandort in einem der Bundesländer: Monitoring,  

Issue-Management ausweiten, Frühwarnsystem etablieren, Entwicklungen auf 

dem Schirm haben. 

ÂÂ Bei Unternehmensstandort in einem der Bundesländer: Schwerpunkt Monitoring, 

Frühwarnsystem am Unternehmensstandort, Kontaktmanagement verstärken.

ÂÂ Gefahren, die von möglichen Regierungskonstellationen ausgehen, ableiten,  

um rechtzeitig darauf reagieren zu können.

5. These:	 Alle Parteien, insbesondere die CDU und SPD, werden sich rückbesinnen auf ihren 

„politischen Markenkern“. Auch um eine weitere Große Koalition zu vermeiden. Die Folge 

könnte sein: überraschende, auch rückgewandte Themen kommen wieder auf. Eine klarere 

Abgrenzung der Parteien voneinander könnte für Unternehmen zu Erleichterungen führen.

ÂÂ Durch konstantes Kontaktmanagement vermeiden, dass Risikothemen der  

Unternehmen eine Rolle bei der Abgrenzung der Parteien spielen werden.

ÂÂ Frühzeitig abstrahieren, welche Themen den politischen Markenkern bilden  

werden und inhaltlichen Input beisteuern.

ÂÂ Im Austausch sein mit der Führungsriege der Parteien, um über aktuelle  

Entwicklungen informiert zu sein.
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ÜBER ADVICE PARTNERS:

Als Unternehmensberatung für Strategie und Kommunikationsmanagement ist ADVICE  

PARTNERS darauf spezialisiert, Unternehmen, Institutionen, Verbände und Personen in  

erfolgskritischen Situationen in allen Fragen der strategischen Kommunikation zu unter- 

stützen. Vernetztes Denken für die bestmögliche Beratungslösung steht hierbei im Vorder-

grund. Dabei können die Kunden von ADVICE PARTNERS auf Wissen und Erfahrung aus  

sechs Leistungsfeldern zurückgreifen, die in den folgenden Business Units abgebildet sind: 

Policy Advice: 	 Public Affairs und Governmental Relations 

Crisadvice: 	 Kommunikation bei Krisen und Sondersituationen 

Digital Advice: 	 Online- und Social Media-Kommunikation  

Change Advice: 	 Begleitung von Restrukturierungs- und Veränderungsprozessen 

Science Advice: �	� Vermittlung von komplexen Forschungs-, Technologie-  

und Wissenschaftsthemen in die Gesellschaft

Finance Advice: 	 Finanzkommunikation

 

KONTAKT OFFICE BERLIN:

Haus der Bundespressekonferenz 

Schiffbauerdamm 40 

D-10117 Berlin

Telefon:	 +49/30/2123422-0 

Telefax:	 +49/30/2123422-99

E-Mail-Adresse: info@advicepartners.de 

www.advicepartners.de
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